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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu der Bewertung von Präventivmaßnahmen zur Vorbeugung von Korruption, 
vorschriftswidrigen Ausgaben und der Zweckentfremdung von europäischen und 
nationalen Mitteln im Falle von Nothilfefonds und krisenbezogenen Ausgabenbereichen
(2020/2222(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf die Artikel 310, 317 und 325 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV),

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe1,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/18/EG2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Februar 2017 über die Rolle von 
Informanten beim Schutz der finanziellen Interessen der EU3,

– unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen 
Interessen der Union gerichtetem Betrug („PIF-Richtlinie“)4,

– unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung 
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 
2013/36/EU5,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 
(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, 
(EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/20126,

1 ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1.
2 ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65.
3 ABl. C 252 vom 18.7.2018, S. 56.
4 ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 29.
5 ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43.
6 ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1.
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– unter Hinweis auf den OLAF-Bericht 20197 und den jährlichen Tätigkeitsbericht 2019 
des OLAF-Überwachungsausschusses,

– unter Hinweis auf den Sonderbericht Nr. 01/2019 des Europäischen Rechnungshofs mit 
dem Titel „Bekämpfung des innergemeinschaftlichen MwSt.-Betrugs: Weitere 
Maßnahmen sind erforderlich“,

– unter Hinweis auf den Sonderbericht des Europäischen Rechnungshofs Nr. 6/2019 mit 
dem Titel „Bekämpfung von Betrug bei den EU-Kohäsionsausgaben: 
Verwaltungsbehörden müssen Aufdeckung, Reaktion und Koordinierung verstärken“,

– unter Hinweis auf die Analyse Nr. 06/2020 des Europäischen Rechnungshofs mit dem 
Titel „Risiken, Herausforderungen und Chancen bei der wirtschaftspolitischen Reaktion 
der EU auf die COVID-19-Krise“,

– unter Hinweis auf die Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) und ihren 
21. allgemeinen Tätigkeitsbericht (2020),

– unter Hinweis auf die von der OECD im April 2020 veröffentlichte Studie mit dem Titel 
„Public Integrity for an Effective COVID-19 Response and Recovery“ (Öffentliche 
Integrität für eine wirksame Reaktion und Erholung im Zusammenhang mit COVID-
19),

– unter Hinweis auf die im Mai 2020 veröffentlichte Studie mit dem Titel „Corruption in 
the times of Pandemia“ (Korruption in Zeiten der Pandemie)8,

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den 
Rat vom 3. September 2020 mit dem Titel „31. Jahresbericht über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Union und die Betrugsbekämpfung 2019“ 
(COM(2020)0363) und die dazugehörigen Arbeitsunterlagen der 
Kommissionsdienststellen9,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2020/2221 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Dezember 2020 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
in Bezug auf zusätzliche Mittel und Durchführungsbestimmungen zur Unterstützung der 
Krisenbewältigung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und ihrer sozialen 
Folgen und der Vorbereitung einer grünen, digitalen und stabilen Erholung der 
Wirtschaft (REACT-EU)10,

– unter Hinweis auf das Instrument für Soforthilfe,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität11,

7 OLAF, „Zwanzigster Bericht des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung, 1. Januar bis 
31. Dezember 2019“, 2020.
8 Gallego, J., Prem, M., und Vargas, J.: Corruption in the times of Pandemia. Mai 2020.
9 SWD(2020)0156, SWD(2020)0157, SWD(2020)0158, SWD(2020)0159 und SWD(2020)0160.
10 ABl. L 437 vom 28.12.2020, S. 30.
11 ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17.
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– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/523 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. März 2021 zur Einrichtung des Programms „InvestEU“ und zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2015/101712,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt in zweiter Lesung im Hinblick auf den Erlass einer 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des 
Betrugsbekämpfungsprogramms der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 250/201413,

– gestützt auf Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und das 
Protokoll (Nr. 2) über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme Nr. 4/2020 des Rechnungshofs zu dem Vorschlag 
2020/0101 (COD) für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 in Bezug auf außerordentliche 
zusätzliche Mittel und Durchführungsbestimmungen im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ zur Unterstützung der 
Krisenbewältigung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und zur 
Vorbereitung einer grünen, digitalen und stabilen Erholung der Wirtschaft (REACT-
EU) sowie zu dem geänderten Vorschlag 2018/0196 (COD) für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen für den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für 
den Asyl- und Migrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument 
für Grenzmanagement und Visa14,

– unter Hinweis auf die Pressemitteilung von Europol vom 5. Juni 2020 mit dem Titel 
„Europol launches the European Financial and Economic Crime Centre“ (Europol 
gründet das Europäische Zentrum für Finanz- und Wirtschaftskriminalität)15,

– unter Hinweis auf die Pressemitteilung von Europol vom 12. April 2021 mit dem Titel 
„Serious and organised crime in the EU: A corrupting influence“ (Schwere und 
organisierte Kriminalität in der EU: ein korrumpierender Einfluss)16,

– – unter Hinweis auf seine Entschließung vom 29. April 2021 zum Mord an Daphne 
Caruana Galizia und zur Rechtsstaatlichkeit in Malta17,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2021 zum Schutz der finanziellen 
Interessen der EU – Betrugsbekämpfung – Jahresbericht 201918,

12 ABl. L 107 vom 26.3.2021, S. 30.
13 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0149.
14 ABl. C 272 vom 17.8.2020, S. 1.
15 https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/europol-launches-european-financial-and-economic-crime-
centre
16 https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/serious-and-organised-crime-in-eu-corrupting-influence
17 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0148.
18 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0337.

https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/europol-launches-european-financial-and-economic-crime-centre
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/europol-launches-european-financial-and-economic-crime-centre
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/serious-and-organised-crime-in-eu-corrupting-influence
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– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Juni 2021 zu den Ansichten des 
Parlaments zur laufenden Bewertung der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne durch 
die Kommission und den Rat19,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres,

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltskontrollausschusses (A9-0320/2021),

A. in der Erwägung, dass es sich bei Finanz- und Wirtschaftskriminalität um rechtswidrige 
Handlungen handelt, die von einer Person oder einer Gruppe von Einzelpersonen 
begangen werden, um wirtschaftliche oder berufliche Gewinne zu erzielen, und unter 
anderem Korruption, Betrug, Nötigung, Absprachen, Obstruktion, Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung umfassen;

B. in der Erwägung, dass die durch die COVID-19-Pandemie verursachte Krise im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit in Verbindung mit den anschließenden wirtschaftlichen 
Notlagen und sozialen Unruhen die EU und die Behörden in den Mitgliedstaaten dazu 
veranlasst hat, zusätzliche Mittel bereitzustellen bzw. sich an der Verwaltung dieser 
Mittel zu beteiligen und die Ausgaben erheblich und rasch zu erhöhen;

C. in der Erwägung, dass die Aufbau- und Resilienzfazilität mit einer Mittelausstattung 
von 670 Mrd. EUR und REACT-EU mit einer Mittelausstattung von über 50 Mrd. EUR 
leistungsfähige Instrumente sind, mit denen ein Beitrag zur Erholung der EU-
Mitgliedstaaten geleistet wird; in der Erwägung, dass im Rahmen der Kohäsionspolitik 
bereits im Frühjahr 2020 Soforthilfemaßnahmen in einem Umfang von 11,2 Mrd. EUR 
an Unternehmensförderung, 7,6 Mrd. EUR an Umschichtungen von EU-Mitteln für 
Gesundheitsmaßnahmen und 4,1 Mrd. EUR an direkter Unterstützung für Arbeitnehmer 
bereitgestellt wurden;

D. in der Erwägung, dass die Kommission am 2. April 2020 im Rahmen der Reaktion der 
EU auf den Ausbruch der COVID-19-Pandemie vorgeschlagen hat, das Instrument für 
Soforthilfe zu aktivieren;

E. in der Erwägung, dass der Beschluss über seine Aktivierung allein vom Rat ohne 
Einbeziehung des Parlaments gefasst wurde, gemäß den Aktivierungsbestimmungen 
nach Maßgabe von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/369 („ESI-
Verordnung“)20;

F. in der Erwägung, dass es sich bei NextGenerationEU um ein befristetes Instrument zur 
Konjunkturbelebung in Höhe von rund 800 Mrd. EUR zu jeweiligen Preisen handelt, 
das eingerichtet wurde, um die EU bei der Bewältigung der COVID-19-Pandemie zu 
unterstützen und zum Aufbau eines grüneren, digitaleren und widerstandsfähigeren 
Europas beizutragen;

19 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0288.
20 ABl. L 70 vom 16.3.2016, S. 1.
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G. in der Erwägung, dass die Vergabeverfahren und die Kontrollmaßnahmen aufgrund der 
Dringlichkeit der Krise an vielen Orten flexibler gestaltet wurden, um die Umsetzung zu 
beschleunigen;

H. in der Erwägung, dass in den Reaktionsplänen die Staatsführung und das Problem 
illegaler Aktivitäten wie Korruption und Betrug sowie Maßnahmen zur Vermeidung 
nichtbetrügerischer Unregelmäßigkeiten nicht ausreichend berücksichtigt werden;

I. in der Erwägung, dass durch die Krise Gelegenheiten für zahlreiche Verletzungen der 
Integrität geschaffen werden und Betrug und Korruption sowie nichtbetrügerische 
Unregelmäßigkeiten, insbesondere bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, bei 
Konjunkturpaketen und in öffentlichen Organisationen, zunehmen könnten;

J. in der Erwägung, dass dem Rechnungshof zufolge der Betrugsprävention nicht 
genügend Aufmerksamkeit geschenkt wurde und der Kommission keine umfassenden 
Informationen über Umfang, Art und Ursachen des Betrugs vorliegen; in der Erwägung, 
dass die amtlichen Statistiken über aufgedeckte Betrugsfälle unvollständig sind und die 
Kommission bisher keine Bewertung unaufgedeckter Betrugsfälle vorgenommen hat21;

K. in der Erwägung, dass Korruption im privaten und öffentlichen Bereich eine große 
Bedrohung darstellt und unverhältnismäßige Auswirkungen auf die schutzbedürftigsten 
Gruppen hat, da sie einen Verlust von Ressourcen zur Folge hat, durch den das 
langfristige Wachstum, der soziale Schutz und der gleichberechtigte Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen, einschließlich Gesundheit, Bildung und Justiz, bedroht 
wird, sodass letztlich das Vertrauen untergraben wird, soziale Ungleichheiten verstärkt 
und die zentralen Werte der Union ausgehöhlt werden; in der Erwägung, dass es von 
wesentlicher Bedeutung ist, die Ursachen der Korruption besser zu verstehen, um 
wirksam gegen dieses Phänomen vorgehen zu können;

L. in der Erwägung, dass in der EU eine zunehmende Anzahl an kriminellen 
Organisationen aktiv ist, die häufig grenzüberschreitend tätig sind; in der Erwägung, 
dass dieses Phänomen mit den neuen Märkten für Kriminalität und den neuen 
Vorgehensweisen, die sich aufgrund der Globalisierung und neuer Technologien 
ergeben, an Komplexität gewinnt, da sich die Möglichkeit eröffnet, von überall auf der 
Welt und jederzeit zu handeln;

M. in der Erwägung, dass durch Technologien neue Aufdeckungs- und 
Überwachungskapazitäten erschlossen werden, die Belastung der Ermittler verringert 
und die Konzeption intelligenterer Durchsetzungsmaßnahmen ermöglicht wird;

N. in der Erwägung, dass die Integrität des Finanzsystems der Union von der Transparenz 
von Unternehmen oder sonstigen juristischen Personen, Konzernen und ähnlichen 
Gesellschaftsformen abhängt;

21 Bekämpfung von Betrug bei den EU-Ausgaben: Es muss gehandelt werden (europa.eu)

https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=48858
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O. in der Erwägung, dass die Kommission eine Reihe von Maßnahmen ergriffen hat, um 
den Risiken im Zusammenhang mit Korruption und Zweckentfremdung von Mitteln in 
der Union zu begegnen, darunter Fortschritte bei ihren Legislativvorschlägen zur 
Bekämpfung von Geldwäsche, zum Schutz von Hinweisgebern, zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge und zum EU-Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit;

P. in der Erwägung, dass die Kommission laut dem letzten Bericht von Transparency 
International und dem Collaborating Centre der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO CC)22 ihren eigenen Verpflichtungen im Hinblick auf Transparenz und 
internationale Grundsätze der „guten Praxis“ in Bezug auf die Transparenz öffentlicher 
Aufträge nicht vollständig nachkommt, wenn sie zu viel Schwärzungen nutzt, um 
Textbestandteile in den Abnahmegarantien (APA) unkenntlich zu machen; in der 
Erwägung, dass die Kommission jedoch gesetzlich verpflichtet ist, die Bestimmungen 
der Haushaltsordnung einzuhalten, und dass für eine raschere Reaktion der Kommission 
in künftigen Krisen eine bessere und verbesserte Struktur erforderlich ist;

Q. in der Erwägung, dass zur Eindämmung der Korruption die Eigenverantwortung der 
Regierung für Reformen, öffentliche Unterstützung, politisches Engagement, 
internationale Zusammenarbeit und gemeinsame Anstrengungen mit der 
Zivilgesellschaft und dem Privatsektor erforderlich sind;

R. in der Erwägung, dass in einer Situation hoher Erwartungen, starken Drucks und noch 
nie dagewesener Ausgabenvolumina die Verantwortung für die Bewältigung dieser 
Herausforderung bei den öffentlichen Bediensteten liegt, die angemessene 
Unterstützung benötigen, um sowohl den höheren beruflichen Standards als auch neuen 
Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihres Auftrags zu begegnen; in der Erwägung, dass 
die Bediensteten nicht unbedingt unverzüglich Kenntnis von Interessenkonflikten 
erhalten;

S. in der Erwägung, dass es in einer Situation hoher Erwartungen, starken Drucks und 
noch nie dagewesener Ausgabenvolumina von entscheidender Bedeutung ist, dass die 
öffentlichen Bediensteten ihre höheren beruflichen Standards achten, einschließlich im 
Hinblick auf die Risiken, die sich aus Interessenkonflikten ergeben;

T. in der Erwägung, dass es Belege dafür gibt, dass Professionalisierung und eine 
angemessene Entlohnung im Bereich der Vergabe öffentlicher Aufträge einen positiven 
Einfluss darauf haben, dass öffentliche Bedienstete von Korruption absehen23;

U. in der Erwägung, dass mit dem Vertrag von Lissabon die Rolle des Europäischen 
Parlaments gestärkt und für mehr Kohärenz, parlamentarische Kontrolle und 
demokratische Rechenschaftspflicht gesorgt werden sollte;

V. in der Erwägung, dass die Bekämpfung der Korruption für den Schutz der finanziellen 
Interessen der Union sowie für die Wahrung des Vertrauens der Bürger in die Organe 
der Union von wesentlicher Bedeutung ist;

22 http://ti-health.org/wp-content/uploads/2021/05/For-Whose-Benefit-Transparency-International.pdf
23 https://dspace.library.uu.nl/handle/1874/309580

https://dspace.library.uu.nl/handle/1874/309580
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1. nimmt zur Kenntnis, dass durch die jüngsten Krisen die Notwendigkeit bestätigt wurde, 
bereits in den ersten Jahren der Erholung Investitionen zu mobilisieren und finanzielle 
Unterstützung vorzuziehen; ist sich des Umstands bewusst, dass in Krisenzeiten die 
Ressourcen innerhalb knapper Fristen und unter sich rasch verändernden Umständen 
bereitgestellt werden müssen; merkt an, dass durch die Bereitstellung eines 
beträchtlichen Betrags an zusätzlichen Finanzmitteln für kurzfristige Ausgaben der 
Druck auf die Kontrollsysteme erhöht wird; betont jedoch, dass die rasche 
Bereitstellung von Mitteln und die rasche Verabschiedung von Rechtsakten durch 
angemessene Verwaltungsmaßnahmen ergänzt werden müssen; weist darauf hin, dass 
der Druck, Soforthilfe zu leisten, und die Forderung, die Ressourcen so schnell wie 
möglich zu nutzen, zu einem erhöhten Risiko von Korruption, Betrug und anderen 
Unregelmäßigkeiten führen könnten und dass in einer derartigen Situation wirksame 
Präventivmaßnahmen und ein effizienter Kontrollmanagementprozess erforderlich sind; 
bekräftigt, dass bei allen Vergabeverfahren die höchsten Standards in Bezug auf 
Offenheit, Transparenz und Rechenschaftspflicht eingehalten werden müssen; 

2. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in ihre jeweiligen 
Antikorruptionsstrategien gezielte Maßnahmen zur Verwendung öffentlicher Gelder im 
Krisenfall aufzunehmen; betont in diesem Zusammenhang, dass die Vorschriften über 
den Schutz der finanziellen Interessen der Union gleichermaßen auch für Soforthilfe 
und Instrumente für Soforthilfe gelten, wie z. B. CRII, CRII +, REACT-EU und die 
Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF);

3. weist darauf hin, dass Präventivmaßnahmen eine wichtige Rolle dabei zukommt, 
Korruptionsrisiken in Krisensituationen vorherzusehen und zu bekämpfen, die 
Antikorruptions- und Integritätsmaßnahmen sowie die Stellen, von denen sie 
durchgesetzt werden, zu stärken und damit die Staatsführung insgesamt zu verbessern; 
vertritt in diesem Zusammenhang die Auffassung, dass durch die COVID-19-Krise in 
den kommenden Jahren unsere Aufmerksamkeit verstärkt auf das Thema Staatsführung 
gerichtet wird, da wir uns noch mehr darum bemühen werden, die verheerenden 
Auswirkungen und Kosten der Pandemie für die Menschen und die Volkswirtschaften 
zu bewältigen; 

4. ist der Ansicht, dass die Rechtsstaatlichkeit im Zusammenhang mit den Mitteln für 
Soforthilfe im Rahmen des EU-Haushalts eine wesentliche Voraussetzung für die 
Einhaltung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung ist; weist 
darauf hin, dass die Rechtsstaatlichkeit jederzeit gilt, auch in Krisenzeiten, und dass 
Sofortmaßnahmen mit der Rechtsstaatlichkeit und den Grundsätzen der 
Verhältnismäßigkeit und der Notwendigkeit im Einklang stehen und zeitlich begrenzt 
und regelmäßig auf ihre Auswirkungen hin überprüft werden müssen;

5. betont, dass sich Notsituationen, insbesondere Gesundheits- und Sicherheitskrisen, auch 
auf die Funktionsfähigkeit der Behörden auswirken und Möglichkeiten für 
Verletzungen der Integrität schaffen, was in einer Zeit, in der die öffentlichen 
Ressourcen bereits unter Druck stehen, zu Veruntreuung von Mitteln und Korruption 
führen kann; fordert die Kommission auf, sich mit der Widerstandsfähigkeit der 
Unionsorgane in solchen Situationen zu befassen, um Notfonds zu schützen;
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6. weist erneut darauf hin, dass das wirtschaftliche und finanzielle Umfeld der Union 
insgesamt transparenter gestaltet werden muss, da Wirtschafts- und Finanzkriminalität 
nur dann wirksam verhindert werden können, wenn Kriminelle daran gehindert werden, 
ihre Handlungen durch undurchsichtige Strukturen zu verbergen;

7. betont in diesem Zusammenhang, dass sich die EU, sowohl ihre Organe als auch die 
Mitgliedstaaten, nicht leisten können, wertvolle Ressourcen zum besten Zeitpunkt und 
noch weniger während und nach der Pandemie zu verlieren;

8. nimmt alle Bemühungen der Kommission zur Kenntnis, die Transparenz, die Kontrolle 
und die Reformen zur Korruptionsbekämpfung in den Mitgliedstaaten durch ihr 
erweitertes Instrumentarium zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit zu verbessern; erklärt 
sich jedoch besorgt darüber, dass es bei der Umsetzung dieser Reformen in einigen 
Mitgliedstaaten einen gewissen Widerstand gibt, was in den meisten Fällen mit 
legislativen oder institutionellen Lücken zu erklären ist und in sehr spezifischen Fällen 
auch damit, dass davon die persönlichen Interessen der für ihre Durchsetzung 
zuständigen Gesetzgeber und Regierungsbeamten berührt werden; besteht darauf, dass 
jeder tatsächliche oder potenzielle Interessenkonflikt, der Gesetzgeber und 
Regierungsbeamte betrifft, verhindert werden muss und dass die Mitgliedstaaten solide 
Rahmen für die Korruptionsbekämpfung einführen; 

9 weist darauf hin, dass bei den Ex-ante-Kontrollen mehr Anstrengungen im Hinblick auf 
die Rückverfolgbarkeit von Mitteln unternommen werden müssen, insbesondere in 
Fällen, in denen derartige Kontrollen und Evaluierungen im Rahmen von 
außerordentlichen Maßnahmen vorgenommen wurden; weist darauf hin, dass die 
Regierungen und anderen öffentlichen Stellen eine effiziente und transparente 
Berichterstattung, unabhängige Ex-post-Prüfungen und Rechenschaftsverfahren sowie 
offene Kommunikationskanäle zur Zivilgesellschaft und zum Privatsektor benötigen, 
damit mit den Geldern und Maßnahmen wirklich den Menschen, die sie am meisten 
benötigen, geholfen wird; weist darauf hin, dass der Öffentlichkeit in Krisensituationen 
aktuelle, transparente und zuverlässige Informationen bereitgestellt werden müssen;

10. betont, dass zivilgesellschaftlichen Organisationen und investigativen Journalisten eine 
entscheidende Rolle dabei zukommt, Korruption anzuprangern; bedauert, dass mehrere 
Mitgliedstaaten während der COVID-19-Pandemie Maßnahmen erlassen haben, durch 
die der Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten behindert wird, und dass 
Medienschaffende im Zusammenhang mit dem Zugang zu öffentlichen Dokumenten 
mit erheblichen Schwierigkeiten und unbegründeten Verweigerungen sowie mit Druck 
und Drohungen konfrontiert waren; ist der Ansicht, dass es wichtig ist, die Bürger auf 
dem Laufenden zu halten und auch in die Korruptionsbekämpfung einzubeziehen und 
im Falle der Meldung von Missständen umfassend vor negativen persönlichen oder 
beruflichen Konsequenzen zu schützen; bekräftigt in diesem Zusammenhang, dass die 
Richtlinie (EU) 2019/1937 über den Schutz von Hinweisgebern rasch umgesetzt werden 
muss; 

11. betont, dass die Bürgerbeteiligung an der öffentlichen Entscheidungsfindung für eine 
angemessene Reaktion auf Notfälle unerlässlich ist; fordert die Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, umfassende Krisenmanagementpläne zu entwickeln, um sich auf 
künftige ähnliche Situationen vorzubereiten, und Schutzvorkehrungen für die Rolle der 
Zivilgesellschaft als öffentliche Kontrollinstanz aufzunehmen; weist darauf hin, dass der 
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Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten in maschinenlesbarem Format ein 
Schlüsselelement für die Wahrung von Transparenz und die Kontrolle der öffentlichen 
Ausgaben ist; fordert die Kommission auf, die richtigen Plattformen für das 
Engagement bereitzustellen; weist darauf hin, dass Fälle von mutmaßlichem Betrug 
derzeit der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) und dem Europäischen Amt für 
Betrugsbekämpfung (OLAF) gemeldet werden können; 

12. stellt fest, dass die Regierungen in einer Wirtschafts-, Sicherheits- oder 
Gesundheitskrise dazu neigen, die Vergabe öffentlicher Aufträge flexibler zu gestalten, 
um rasch auf die Krise reagieren zu können; betont, dass nach der EU-Richtlinie über 
die öffentliche Auftragsvergabe bereits viel schnellere und weniger bürokratische 
Verfahren zulässig sind und dass die Regierungen der Mitgliedstaaten diese Verfahren 
nicht außerhalb der Anforderungen des bestehenden Rechtsrahmens durchführen 
sollten; betont, dass Lockerungen der Verfahren und Maßnahmen zur Vereinfachung, 
die in Krisensituationen erforderlich sein könnten, um teure Fehler und 
nichtbetrügerische Unregelmäßigkeiten infolge der komplexen Regelungen zu 
vermeiden, durch spezifische Leitlinien und eine genaue Kontrolle mithilfe von Ex-
post-Mechanismen ergänzt werden sollten;

13. begrüßt das koordinierte und entschlossene Handeln auf EU-Ebene, das zur 
Verabschiedung eines umfassenden Pakets von Initiativen, NextGenerationEU, geführt 
hat, mit dem die negativen Folgen der COVID-19-Pandemie für die Gesundheit der 
Bürgerinnen und Bürger und für die Unternehmen in der gesamten EU abgemildert 
werden sollen; betont jedoch, dass mit der beispiellosen Erhöhung der EU-Finanzmittel 
ein verstärktes Korruptions- und Betrugsrisiko sowie zusätzliche Herausforderungen im 
Hinblick auf die Überwachung und Rechenschaftspflicht einhergehen; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung 
zu stärken und konsequent umzusetzen; 

14. weist darauf hin, dass im Zusammenhang mit der Sicherstellung der Transparenz, 
Rechenschaftspflicht und Effizienz der EU-Ausgaben die Überwachungs- und 
Rechnungsprüfungssysteme im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung wichtig sind; 
betont, dass das Parlament bei der Kontrolle des Konjunkturpakets eine wesentliche 
Rolle einnimmt und von der Kommission regelmäßig über dessen Umsetzung 
unterrichtet werden muss;

15. stellt fest, dass es durch die Aufbau- und Resilienzfazilität24, das zentrale Instrument 
von NextGenerationEU, möglich ist, den Mitgliedstaaten Zuschüsse (in Höhe von bis zu 
312 Mrd. EUR) und Darlehen (in Höhe von bis zu 360 Mrd. EUR)25 für öffentliche 
Investitionen und Reformen bereitzustellen, mit denen strukturelle Schwächen behoben 
und die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten widerstandsfähiger gemacht werden 
sollen, wobei der Schwerpunkt auf einem nachhaltigen Wandel, dem digitalen Wandel, 
dem wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt, der institutionellen 
Resilienz und der Säule sozialer Rechte liegt;

24 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R0241
25 Jeweils in Preisen von 2018.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R0241
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16. begrüßt, dass der Kommission die Befugnis übertragen wurde, im Wege eines 
delegierten Rechtsakts einen Anzeiger zur genauen Überwachung der Umsetzung der 
Aufbau- und Resilienzpläne der Mitgliedstaaten zu erstellen;

17 weist darauf hin, dass der Anzeiger als Grundlage für den Dialog über Aufbau und 
Resilienz dienen wird und dass er zweimal jährlich von der Kommission aktualisiert 
werden sollte; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, dafür zu sorgen, 
dass die bei der Umsetzung der vorgesehenen Etappenziele und Zielvorgaben erzielten 
Fortschritte genau im Einklang mit der Verordnung über die Aufbau- und 
Resilienzfazilität (ARF) auf der Grundlage der festgelegten gemeinsamen Indikatoren 
und Berichterstattungsmethoden gründlich überwacht werden; weist ferner darauf hin, 
dass die ARF an Bedingungen gebunden ist, mit denen für eine transparente 
Verwendung der Mittel gesorgt und Korruption oder Betrug, Doppelfinanzierung oder 
Interessenkonflikte verhindert werden sollen; ist der Ansicht, dass die Kontrollen auch 
auf die den Endbegünstigten tatsächlich entstandenen Kosten ausgeweitet werden 
sollten; begrüßt, dass die Mitgliedstaaten dank des Europäischen Parlaments nun 
verpflichtet sind, Informationen über Endbegünstigte bereitzustellen;

18. fordert die EU und die nationalen Behörden auf, die Beiträge der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Notfall- und 
Aufbaumaßnahmen zu berücksichtigen;

19. stellt fest, dass das Parlament in seiner Entschließung zu den Ansichten des Parlaments 
zur laufenden Bewertung der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne durch die 
Kommission und den Rat auf einer zuverlässigen Transparenz und Rechenschaftspflicht 
der Kommission, der Mitgliedstaaten und aller am Umsetzungsprozess beteiligten 
Durchführungspartner bestanden hat; 

20. fordert die Kommission auf, die potenziellen Risiken für die finanziellen Interessen der 
EU gründlich zu überwachen und keine Zahlungen vorzunehmen, wenn die 
Etappenziele im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verhütung, Aufdeckung und 
Korrektur von Korruption und Betrug nicht erreicht werden; fordert die Kommission 
ferner auf, die Haushaltsbehörde unverzüglich über alle Situationen zu unterrichten, in 
denen Mittel aufgrund von Vorwürfen von Zweckentfremdung, Korruption, Betrug oder 
Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit nicht ausgezahlt werden und in denen die 
Mitgliedstaaten nicht über ausreichende Betrugsbekämpfungssysteme verfügen;

21. ist der Ansicht, dass eine wirtschaftliche Haushaltsführung angestrebt und der 
Mittelausschöpfung – auch wenn diese nach wie vor ein wichtiges Ziel ist – nicht 
Vorrang vor Kosten-Nutzen-Erwägungen und dem europäischen Mehrwert von 
Programmen eingeräumt werden sollte und dass im Fall von Unregelmäßigkeiten für 
Wiedereinziehungen durch Finanzkorrekturen gesorgt werden sollte;

22. fordert die Mitgliedstaaten auf, in allen Phasen der Programmgestaltung und -
durchführung in den Bereichen Konjunkturförderung und Subventionen Bewertungen 
des Korruptionsrisikos zu integrieren; stellt fest, dass Risikosituationen umfassend 
behandelt und dabei nach Möglichkeit ein ressortübergreifender Ansatz verfolgt werden 
sollte;
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23. ist der Ansicht, dass mehr Transparenz in Verbindung mit Technologie und 
Datenwissenschaft entscheidend sind, um Korruption aufzudecken und zu verringern; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, die 
verfügbaren Instrumente wie das Früherkennungs- und Ausschlusssystem (EDES), 
Arachne und das Berichterstattungssystem für Unregelmäßigkeiten (Irregularity 
Management System (IMS)) in vollem Umfang zu nutzen, um die problematischen 
Wirtschaftsteilnehmer und die mit ihnen in direkter oder indirekter Verbindung 
stehenden Privatpersonen effizient zu ermitteln; 

24. hebt hervor, dass sich durch den Informationsaustausch zusätzliche Vorteile für die 
Korruptionsbekämpfung ergeben können; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass der 
Informationsaustausch über ein digitales, interoperables und standardisiertes System für 
die Datenerhebung erfolgt; legt den Mitgliedstaaten nahe, sowohl untereinander als 
auch mit den einschlägigen Einrichtungen der EU (insbesondere dem Europäischen 
Rechnungshof (EuRH), dem OLAF, der EUStA und Europol) Informationen 
auszutauschen, um vor allem in Krisensituationen enger zusammenzuarbeiten und dabei 
die Datenerhebung zu verbessern, die Leistungsfähigkeit der Kontrollen zu erhöhen und 
die Wiedereinziehung von missbräuchlich verwendeten Mitteln sicherzustellen; 

25. betont, dass es von entscheidender Bedeutung ist zu wissen, wer EU-Mittel erhält, um 
Korruption, vorschriftswidrige Ausgaben und die Zweckentfremdung von Mitteln zu 
verhindern; bedauert, dass Daten zur Identifizierung der Wirtschaftsteilnehmer und ihrer 
wirtschaftlichen Eigentümer derzeit nicht problemlos bzw. gar nicht zugänglich sind26; 
ist der Ansicht, dass die Einrichtung einer einzigen, interoperablen Datenbank, in der 
die direkten und endgültigen Begünstigten von EU-Subventionen angezeigt werden, ein 
wichtiger Schritt wäre, um hier Abhilfe zu schaffen; 

26. betont, dass die Begünstigten in allen Mitgliedstaaten und für alle Fonds, einschließlich 
der Fonds in direkter und geteilter Verwaltung, identifizierbar sein müssen; betont, dass 
die Datenbank auf notwendige Informationen beschränkt sein sollte und dass 
Informationen im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) veröffentlicht werden können; fordert die Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, mit der Kommission zusammenzuarbeiten, um eine solche 
einheitliche, zentralisierte Datenbank zur Rückverfolgung der Geldströme der EU 
einzurichten;

27. beharrt darauf, dass der EDES und sein Anwendungsbereich im Rahmen einer 
bevorstehenden gezielten Überarbeitung der Haushaltsordnung gestärkt werden müssen; 
fordert die Kommission auf, den Anwendungsbereich des EDES auf Fonds mit geteilter 
Mittelverwaltung auszuweiten und dabei den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und 
Angemessenheit gebührend Rechnung zu tragen;

28. bedauert, dass das OLAF und der Europäische Rechnungshof keinen vollständigen 
Zugang zum Risikobewertungsinstrument Arachne haben und den Zugang zu der 
Risikoberechnung von Arachne für jeden Einzelfall beantragen müssen, wodurch der 
Prozess des Informationsaustauschs erschwert wird und die Erkennung neuer 

26 Studie – The Largest 50 Beneficiaries in each EU Member State of CAP and Cohesion Funds (Die 50 größten 
Empfänger von Mitteln aus der GAP und den Kohäsionsfonds in allen EU-Mitgliedstaaten). Europäisches 
Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung für Haushaltsfragen, Mai 2021.
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Risikomuster und die Reaktion darauf behindert werden; hält es für notwendig, eine 
Lösung zu finden, durch die dem OLAF und dem EuRH der Zugang zum 
Risikobewertungsinstrument Arachne ermöglicht wird;

29. fordert die Kommission auf, die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie unter mehreren 
Gesichtspunkten zu bewerten, einschließlich im Hinblick auf die präventiven 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption, die empirische Analyse von Belegen und 
die Absorptionsrate der Zahlungsanträge, zu prüfen, ob sich die Korruption auf das 
Ergebnis ausgewirkt hat und ob die Integrität gewahrt oder untergraben wurde, und dem 
Parlament (als Entlastungsbehörde) über die wichtigsten Ergebnisse Bericht zu 
erstatten, damit es die Möglichkeit hat, in die Entlastung 2020 ein eigenes Kapitel über 
Notfallfonds und krisenbedingte Ausgaben aufzunehmen;

30. bedauert, dass die Kommission in großem Umfang das Mittel der Schwärzung nutzt, um 
Teile der APA-Verträge unkenntlich zu machen; beharrt darauf, dass ungeachtet der 
Sensibilität der Informationen solche Einzelheiten wichtig sind, um die 
Rechenschaftspflicht und die weltweite Reaktion auf das Virus zu verbessern; fordert 
die Kommission auf, bei der Reaktion auf künftige Krisen die Aspekte der Transparenz 
und der Rechenschaftspflicht besser zu berücksichtigen und damit dazu beizutragen, das 
Vertrauen der Öffentlichkeit zu stärken, zu einer öffentlichen Debatte anzuregen und die 
Werte der EU zu fördern; stellt fest, dass die Kommission Artikel 38 Absatz 3 
Buchstabe d der Haushaltsordnung anwendet, in dem auf den Fall Bezug genommen 
wird, dass die Offenlegung von Daten die geschäftlichen Interessen der Empfänger 
beeinträchtigen könnte; fordert, dass die wirksame Kontrolle und die uneingeschränkte 
Rechenschaftspflicht bei der Verwendung der Mittel im öffentlichen Interesse 
verhältnismäßig sind; 

31. ist der Ansicht, dass die Prävention und Aufdeckung potenzieller Korruptionsfälle 
erheblich verbessert werden könnten, wenn einschlägige Daten über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge in einem offenen und standardisierten Format zusammen mit 
Daten über rechtskräftige Gerichtsverfahren und Unternehmensregister kostenlos und 
leicht zugänglich gemacht würden; vertritt daher die Auffassung, dass einschlägige 
Informationen über alle öffentlichen Aufträge (unter Verwendung öffentlicher Gelder) 
unter uneingeschränkter Einhaltung der Datenschutzvorschriften und anderer 
gesetzlicher Anforderungen öffentlich zugänglich sein, auf einer eigens dafür 
eingerichteten Website veröffentlicht und möglichst wenig unkenntlich gemacht werden 
sollten;

32. stellt fest, dass der Beschluss über die Aktivierung des ESI gemäß der Verordnung (EU) 
2016/369 vom 15. März 2016 über die Bereitstellung von Soforthilfe innerhalb der 
Union vom Rat auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommission zu fassen ist; 
kritisiert jedoch, dass die Aktivierung des Instruments für Soforthilfe (ESI) trotz seiner 
engen Verbindung zum EU-Haushalt erfolgt ist, ohne dass die Vorrechte des Parlaments 
als Haushaltsbehörde und letzte Kontrollinstanz des EU-Haushalts uneingeschränkt 
geachtet und beachtet wurden;
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33. bedauert, dass der Haushaltsausschuss und der Haushaltskontrollausschuss trotz 
mehrerer Versuche, sich einen klaren Überblick zu verschaffen, keinen Zugang zu 
relevanten Daten über die EU-Mittel erhalten, die im Rahmen des ESI zur Finanzierung 
der APA ausgegeben wurden und sich auf rund 2,5 Mrd. EUR für sechs APA-Verträge 
belaufen;

34. stellt fest, dass die Mitgliedstaaten sowie die Länder des EWR und andere Länder durch 
die Vereinbarung über die gemeinsame Beschaffung27 die Möglichkeit haben, 
gemeinsam bessere Bedingungen für die Lieferung medizinischer Ausrüstung 
auszuhandeln; fordert die Kommission auf, im Hinblick auf die Festlegung bewährter 
Verfahren für künftige Krisen die Effizienz und Wirksamkeit der Vereinbarung über die 
gemeinsame Beschaffung und des EU-Lagerbestands an medizinischem Gerät (rescEU-
Reserve) zu bewerten; fordert die Kommission nachdrücklich auf, für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge, bei der Mittel ganz oder teilweise aus dem EU-Haushalt in 
Anspruch genommen werden, einen soliden und transparenten EU-Rahmen zu schaffen, 
durch den eine umfassende Kontrolle durch das Parlament ermöglicht wird, 
insbesondere bei wichtigen Ausgabenbereichen im Zusammenhang mit Wirtschafts-, 
Sicherheits- oder Gesundheitskrisen;

35. fordert die Kommission nachdrücklich auf, eine Überarbeitung der Haushaltsordnung 
vorzuschlagen, um eine solide Rechtsgrundlage für die obligatorische Verwendung 
offener und standardisierter Daten über die Vergabe öffentlicher Aufträge aufzunehmen, 
und für die Haushaltskontrolle verbindlich IT-Systeme vorzuschreiben, öffentlich 
zugänglich und mit nationalen Datenbanken kompatibel zu machen;

36. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam auf die 
Verabschiedung tragfähiger nationaler Betrugsbekämpfungsstrategien hinzuarbeiten, 
durch die sich der Vorteil ergibt, dass dadurch die Maßnahmen mehrerer Stellen 
koordiniert und eine Optimierung der Ressourcen und die Abdeckung aller 
Interessenbereiche (Ausgaben im Rahmen der indirekten und geteilten Verwaltung, 
nationale Mittel usw.) sichergestellt werden können; stellt fest, dass bis Ende 2020 
14 Mitgliedstaaten Betrugsbekämpfungsstrategien angenommen und 5 entsprechende 
Verfahren eingeleitet hatten; stellt fest, dass dies im Vergleich zu 2019 einen Fortschritt 
darstellt, bedauert jedoch, dass noch immer nicht alle Mitgliedstaaten 
Betrugsbekämpfungsstrategien angenommen haben oder dies beabsichtigen; ist besorgt 
darüber, dass die bestehenden Strategien in Umfang und Tiefe unterschiedlich sind und 
diesbezüglich aktualisiert werden müssen; 

37. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre Standards zu harmonisieren und 
anzugleichen; fordert die Kommission auf, Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Mitgliedstaaten einzuleiten, die sich weigern, dies zu tun; fordert die Kommission auf, 
die Mitgliedstaaten bei der Verbesserung ihrer Strategien zu unterstützen, damit in der 
gesamten Union robuste Betrugsbekämpfungsstrategien vorhanden sind;

38. hält es für wichtig, dass die Kommission in ihrem kommenden Bericht über die 
Rechtsstaatlichkeit nicht nur bewertet, ob eine Betrugsbekämpfungsstrategie vorhanden 
ist, sondern auch, wie wirksam sie ist; vertritt außerdem die Auffassung, das künftige 
Berichte über die Rechtsstaatlichkeit auf bewährten Verfahren beruhen und 

27 https://ec.europa.eu/health/security/preparedness_response_de

https://ec.europa.eu/health/security/preparedness_response_de
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länderspezifische Empfehlungen dazu enthalten sollten, wie die festgestellten Bedenken 
auszuräumen oder Verstöße zu beheben sind, gegebenenfalls mit Fristen für die 
Umsetzung und Vergleichsmaßstäben zur Nachverfolgung; ist der Ansicht, dass die in 
Reaktion auf die COVID-19-Pandemie verabschiedeten Maßnahmen und deren 
Auswirkungen auf die Rechtsstaatlichkeit ebenfalls überprüft werden sollten; 

39. weist darauf hin, dass der Schutz der finanziellen Interessen der Union von größter 
Bedeutung ist und dass in diesem Zusammenhang auf allen Ebenen kontinuierliche und 
große Anstrengungen erforderlich sind; 

40. beharrt darauf, dass eine Zusammenarbeit zwischen der EUStA und anderen EU-
Einrichtungen wie Eurojust, Europol und dem OLAF erforderlich ist, um strafrechtliche 
Ermittlungen und Strafverfolgungen im Rahmen des jeweiligen Mandats/der jeweiligen 
Ermächtigung durchführen zu können; betont, dass den oben genannten Organen und 
Einrichtungen in Notsituationen und Krisen eine entscheidende Rolle zukommt, wenn 
es darum geht, diejenigen zu bekämpfen, die EU-Gelder veruntreuen; würdigt in diesem 
Zusammenhang die zwischen ihnen unterzeichneten Arbeitsvereinbarungen; betont, 
dass eine effiziente Zusammenarbeit nur möglich ist, wenn die Einrichtungen der EU 
politische Unterstützung genießen und mit ausreichenden personellen und finanziellen 
Ressourcen ausgestattet sind; 

41. kritisiert den Umstand, dass die Kommission die Forderung des Parlaments, den 
Stellenplan der EUStA aufzustocken, ignoriert und die Einigung im 
Vermittlungsverfahren von 2020 nicht umgesetzt hat; bekräftigt, dass die Ressourcen 
und das Personal der EUStA und des OLAF aufgestockt werden müssen, um die 
Bekämpfung von Korruption, Betrug, vorschriftswidrigen Ausgaben und 
Zweckentfremdung von Mitteln zu erleichtern;

42. weist warnend darauf hin, dass kriminelle Organisationen grenzübergreifend tätig sind 
und zunehmend in Mitgliedstaaten, in denen sie nicht ansässig sind, und in Drittstaaten 
Vermögen erwerben;

43. fordert eine verstärkte und wirksame internationale Zusammenarbeit bei der 
Beweisaufnahme, der gegenseitigen Anerkennung, der Zustellung von Schriftstücken 
sowie der Einziehung und der Sicherstellung von Vermögenswerten, um den 
zuständigen Behörden die Mittel an die Hand zu geben, die es ihnen ermöglichen, 
Erträge aus Straftaten aufzuspüren, einzufrieren, zu verwalten und einzuziehen; fordert 
die Kommission daher auf, sich für eine unionsweite Harmonisierung von 
Straftatbeständen der Korruption einzusetzen und diese zu fördern sowie die 
bestehenden Datensätze besser zu nutzen und neue Datensätze zu entwickeln, um 
unionsweit vergleichbare Daten über den Umgang mit Korruptionsfällen zu erhalten;

44. fordert eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Vertretern der nationalen Behörden 
und dem OLAF, damit die im Zusammenhang mit Betrug zum Schaden des EU-
Haushalts durchgeführten Untersuchungen gebührend berücksichtigt werden;

45. betont, dass die Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) den Mitgliedstaaten 
umfassende Empfehlungen in Bezug auf die Verwendung öffentlicher Gelder in Krisen- 
und Notsituationen unterbreitet hat; fordert alle Mitgliedstaaten auf, diese 
Empfehlungen vollständig umzusetzen und so die Transparenz und 
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Rechenschaftspflicht zu verbessern; begrüßt in diesem Zusammenhang die Möglichkeit 
der EU, der GRECO als Vollmitglied beizutreten;

46. begrüßt das von der Kommission vorgelegte Paket von Legislativvorschlägen zur 
Stärkung der EU-Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung; fordert die effiziente und kohärente Umsetzung des künftigen 
Rahmens, in dem Notfallsituationen vorgesehen sind, in denen die Stabilität und 
Sicherheit in der EU gefährdet sein könnten;

47. nimmt mit Besorgnis die Schlussfolgerung von Europol zur Kenntnis, dass Straftäter 
„Digital Natives“ sind, sodass heute fast alle kriminellen Aktivitäten eine gewisse 
Online-Komponente umfassen und viele Straftaten vollständig über das Internet 
stattfinden; ist besorgt darüber, dass neue Technologien es auch ermöglichen, dass 
traditionelle Verbrechen nunmehr auf nicht traditionelle Weise von jedem beliebigen 
Ort der Welt aus begangen werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, entschlossen zu investieren und sich politisch stark zu engagieren, um diesen neuen 
Herausforderungen zu begegnen;

48. ist der Ansicht, dass die Fortschritte im Bereich der künstlichen Intelligenz eine große 
Chance für den öffentlichen Sektor darstellen, Betrug aufzudecken und zu verhindern, 
indem beispielsweise die zentralen Analysekapazitäten der Kommission gestärkt 
werden, da mit IT-Tools die erforderlichen Daten leicht abgerufen, verknüpft und 
analysiert und potenzielle Unregelmäßigkeiten, Betrug und Korruption aufgedeckt 
werden können; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein gemeinsames 
integriertes, interoperables Informations- und Überwachungssystem einschließlich eines 
einzigen Datenextraktions- und Risikobeurteilungsinstruments einzusetzen, um auf die 
relevanten Daten zuzugreifen und diese zu analysieren und die Zuverlässigkeit der 
Kontrolle im Hinblick auf eine allgemeine Anwendung zu erhöhen, u. a. mit 
Unterstützung des Instruments für technische Unterstützung;

49. stellt fest, dass die Erhebung von Daten über diejenigen, die letztlich direkt oder 
indirekt Unionsmittel im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung erhalten, und über 
Projekte und Reformen, die durch die ARF unterstützt werden, einschließlich Daten 
über die wirtschaftlichen Eigentümer der Empfänger von Finanzmitteln, notwendig ist, 
um wirksame Kontrollen und Prüfungen sicherzustellen, wobei die Vorschriften für die 
Erhebung und Verarbeitung solcher Daten den geltenden Datenschutzvorschriften 
entsprechen sollten;

50. hebt die Vorteile hervor, die sich durch digitale Grundbücher für die Transparenz der 
Eigentumsverhältnisse sowie für die Verhinderung und Bekämpfung von Korruption 
bieten; begrüßt die Initiativen der Kommission zur EU-weiten Umsetzung solcher 
Programme; fordert die nationalen Behörden auf, mit der Kommission auf eine 
umfassende Umsetzung dieser Programme hinzuarbeiten;

51. ist der Ansicht, dass ein zentrales Informations- und Überwachungssystem die 
Beschaffungsanforderungen in Verbindung mit EU-weiten, länderspezifischen, 
öffentlich verfügbaren Daten für Auftragnehmer und öffentliche Auftraggeber umfassen 
sollte, sodass (in einem standardisierten Format) systematisch spezifische Projektdaten, 
Fortschritte beim Erreichen von Etappenzielen und die direkten und endgültigen 
wirtschaftlichen Eigentümer gemeldet werden können; vertritt die Auffassung, dass ein 
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derartiges System eingerichtet werden sollte, um die Erhebung, Interoperabilität und 
Verarbeitung von Daten auf EU-Ebene zu erleichtern und wirksame Kontrollen und 
Prüfungen sicherzustellen; betont, dass das System auf notwendige Informationen 
beschränkt sein sollte und dass es möglich sein sollte, Informationen im Einklang mit 
der ständigen Rechtsprechung des EuGH zu veröffentlichen; weist jedoch darauf hin, 
dass auf nationaler Ebene eine Vermittlungsinstanz (d. h. eine dezentrale 
Erhebungsstelle) eingeführt werden könnte, um die Datenerhebung angesichts der 
sprachlichen Unterschiede und der lokalen Besonderheiten (z. B. regionale 
Zuständigkeiten) zu erleichtern;

52. schlägt vor, Systeme zur Offenlegung von Finanzangaben/Vermögenserklärungen für 
die Verhütung, Aufdeckung und Untersuchung und/oder Verfolgung von Korruption zu 
nutzen, um die Rechenschaftspflicht und das Bewusstsein der öffentlichen Bediensteten 
zu fördern und so Interessenkonflikte zu vermeiden;

53. ist der Ansicht, dass durch Datenplattformen die Aufsichtsmechanismen gestärkt 
werden können und der Informationsaustausch mit anderen Regierungsstellen 
effizienter gestaltet werden kann;

54. ist von den Vorteilen einer Professionalisierung und angemessenen Entlohnung im 
Bereich der Vergabe öffentlicher Aufträge überzeugt, d. h. in diesem Bereich sollte 
spezialisiertes, gut ausgebildetes und gut bezahltes Personal eingestellt werden, das sein 
Fachwissen, seine Kenntnisse und seine (Markt-)Informationen auch über die Grenzen 
der Mitgliedstaaten hinweg weitergibt, weil dies eine positive Maßnahme ist, die 
zusammen mit anderen Verfahren zur Korruptionsprävention umgesetzt werden sollte;

55. legt den Mitgliedstaaten nahe, die EU-Mittel und -Programme sinnvoll zu nutzen; 
fordert die nationalen Behörden auf, mit dem OLAF zusammenzuarbeiten, um das 
Personal in Bezug auf die verschiedenen Betrugsarten, Trends, Bedrohungen und 
Risiken, Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der 
finanziellen Interessen der EU zu schulen;

56. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR BÜRGERLICHE FREIHEITEN, 
JUSTIZ UND INNERES

für den Haushaltskontrollausschuss

zu der Bewertung von Präventivmaßnahmen zur Vorbeugung von Korruption, 
vorschriftswidrigen Ausgaben und der Zweckentfremdung von europäischen und nationalen 
Mitteln im Falle von Nothilfefonds und krisenbezogenen Ausgabenbereichen
(2020/2222(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Tomáš Zdechovský

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. nimmt zur Kenntnis, dass Krisenmaßnahmen direkte Auswirkungen auf das 
Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Gewalten des Staates haben können, und 
stellt fest, dass Regierungen und lokale Behörden gezwungen sein können, 
Notfallmaßnahmen zu ergreifen, ohne die Öffentlichkeit in dem Maße zu konsultieren, 
das allgemein erwartet würde, um zu verhindern, dass schwere wirtschaftliche und 
soziale Krisen die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit untergraben; ist der Ansicht, 
dass diese Maßnahmen stets zeitlich begrenzt, verhältnismäßig und notwendig sein 
sollten und niemals als Vorwand genutzt werden sollten, um das Kräfteverhältnis 
dauerhaft zu ändern; hält es für äußerst wichtig, bei allen Maßnahmen, die als Reaktion 
auf einen Notfall ergriffen werden, ein wirksames System der gegenseitigen Kontrolle 
aufrechtzuerhalten sowie die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte und die 
demokratische Rechenschaftspflicht zu achten;

2. weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten diese Grundsätze bei der Ausführung des 
Haushaltsplans der Union unabhängig von der Art der Ausführung stets beachten 
müssen; ist der Ansicht, dass die wirksame Verhütung und Verfolgung von Betrug, 
Korruption und Interessenkonflikten eine Voraussetzung für die Einhaltung des in 
Artikel 317 AEUV verankerten Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung ist; weist ferner darauf hin, dass die Strategien gegen Korruption, 
vorschriftswidrige Ausgaben und die Zweckentfremdung von Unionsmitteln umfassend 
und transparent sein sollten;

3. betont, dass wirksame Mechanismen zur Überwachung der Umsetzung der Soforthilfe 
eingerichtet werden müssen, um sicherzustellen, dass alle Soforthilfemittel die 
vorgesehenen Begünstigten erreichen und in vollem Umfang den 
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Transparenzanforderungen, den Grundrechten, der Rechtsstaatlichkeit und anderen 
rechtlichen Verpflichtungen, insbesondere der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, 
entsprechen; ist daher der Ansicht, dass öffentliche Mittel stets rückverfolgbar sein 
müssen, damit sie den Anforderungen in Bezug auf Rechenschaftspflicht, Transparenz 
und Kontrolle der Finanzierung entsprechen; zeigt sich besorgt darüber, dass sich in 
einigen Mitgliedstaaten ein gewisser Widerstand gegenüber Antikorruptionsmaßnahmen 
und Transparenzreformen regt, der zum Teil durch die persönlichen Interessen einiger 
Gesetzgeber und Regierungsvertreter erklärt werden kann; fordert die Mitgliedstaaten 
und die einschlägigen Gremien der Union auf, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
unabhängige Untersuchungen zu Berichten über die Nichteinhaltung der 
Finanzierungsvorschriften durchzuführen, und erwartet, dass die Kommission von ihren 
Befugnissen zur Aussetzung oder Wiedereinziehung von Unionsmitteln Gebrauch 
macht, wenn Verstöße festgestellt wurden;

4. betont, dass die Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die derzeitige COVID-19-Krise 
einen Nährboden für gesteigerte kriminelle Tätigkeiten und insbesondere für Korruption 
geschaffen haben, was durch aufsichtserregende Fälle, die in einigen Mitgliedstaaten 
auf hoher Ebene vorgefallen sind, bestätigt wurde; ist daher der Ansicht, dass die 
Reaktion internationaler Organisationen, Staaten und privater Einrichtungen auf diese 
Krise daher auch Mechanismen zur Verhütung und Aufdeckung von Korruption 
umfassen sollte; vertritt die Auffassung, dass die Reaktion auf die COVID-19-Krise 
höchsten Standards hinsichtlich Offenheit, Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
Strafverfolgung als wesentliche Bestandteile einer Staatsführung auf der Grundlage der 
Rechtsstaatlichkeit genügen muss;

5. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, die Maßnahmen, die sie während 
der COVID-19-Krise ergriffen haben, sorgfältig zu überprüfen, bestehende 
Mechanismen und Protokolle zu verbessern und neue Mechanismen und Protokolle für 
künftige krisenbedingte Ausgaben festzulegen, um die Transparenz der öffentlichen 
Ausgaben zu steigern, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf Präventivmaßnahmen 
liegen sollte; stellt fest, dass die Kommission eine Ex-ante- und eine Ex-post-Kontrolle 
über die EU-Mittel durchführen kann; bedauert in diesem Zusammenhang, dass die 
Kommission nicht bereit ist, die ihr zur Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, 
insbesondere die Maßnahmen, die im Rahmen der am 1. Januar 2021 in Kraft 
getretenen Verordnung über den an die Rechtsstaatlichkeit geknüpften 
Konditionalitätsmechanismus vorgesehen sind;

6. betont ferner, dass eine Ex-ante-Überprüfung der Rechtsvorschriften und Verfahren zur 
Korruptionsbekämpfung in den Mitgliedstaaten durchgeführt werden muss; fordert die 
Kommission auf, Etappenziele zur Korruptionsbekämpfung in ihre Vorschläge für 
Beschlüsse des Rates zur Billigung der Bewertung der Aufbau- und Resilienzpläne 
aufzunehmen, wenn die Gefahr eines Missbrauchs von Mitteln besteht; betont, dass die 
Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die öffentliche 
Auftragsvergabe1 bereits schnelle und weniger bürokratische Verfahren zulässt und dass 
die Regierungen der Mitgliedstaaten diese Verfahren nicht außerhalb der rechtlichen 
Anforderungen abwickeln sollten;

1 ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65.
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7. hebt hervor, dass Korruption allgemein das Funktionieren des Staates und der 
öffentlichen Behörden auf allen Ebenen untergräbt und insbesondere in Krisenzeiten 
einer der wichtigsten Wegbereiter für organisierte Kriminalität ist; betont, dass die 
Rechtssysteme und das Vertrauen in öffentliche Behörden und demokratische Verfahren 
durch unabhängige Organe wie eine unabhängige Justiz und Staatsanwälte, wirksame 
Rahmen für die Korruptionsbekämpfung sowie Transparenz und Integrität bei der 
Ausübung staatlicher Gewalt gestärkt werden können; fordert alle Mitgliedstaaten auf, 
ihre nationalen Strategien zur Korruptionsbekämpfung zu aktualisieren oder 
weiterzuentwickeln und spezielle Abschnitte für die Verwendung öffentlicher Ausgaben 
in Krisenzeiten vorzusehen, eine umfassende Bewertung des Bedarfs an Ausrüstung und 
Personal der Strafverfolgungsbehörden vorzunehmen, wobei der raschen Entwicklung 
und Diversifizierung irregulärer und rechtswidriger öffentlicher Ausgaben Rechnung zu 
tragen ist, und sie mit den erforderlichen Ressourcen, einschließlich IT-Instrumenten, 
auszustatten, damit sie besser in der Lage sind, Korruption zu verhüten und zu 
bekämpfen; ist der Ansicht, dass verschiedene Formen der grenzüberschreitenden 
Korruption nicht nur die Integrität der nationalen Wirtschaften beeinträchtigen, sondern 
auch die Wirtschaft auf europäischer und internationaler Ebene beeinflussen, und 
bekräftigt daher, dass das wirtschaftliche und finanzielle Umfeld der Union insgesamt 
transparenter gestaltet werden muss;

8. betont, dass die nicht ordnungsgemäße Verwaltung öffentlicher Mittel und unwirksame 
Reaktionen auf eine Krise ein zunehmendes Misstrauen gegenüber der Regierung 
verstärken können; ist der Ansicht, dass die Öffentlichkeit in Krisenzeiten das Recht 
hat, informiert zu werden und aktuelle, transparente und zuverlässige Informationen und 
Daten zu erhalten; bedauert, dass mehrere Mitgliedstaaten während der COVID-19-
Pandemie Maßnahmen ergriffen haben, durch die der Zugang der Öffentlichkeit, 
insbesondere von Medienschaffenden, zu Dokumenten behindert wird; weist auf die 
Rolle der freien Presse als Schlüsselelement einer funktionierenden Demokratie hin und 
betont, wie wichtig Schutzmechanismen auf nationaler und europäischer Ebene sind, 
um die Medienfreiheit zu erhalten und zu stärken; ist der Ansicht, dass die öffentliche 
Verfügbarkeit einschlägiger, nicht vertraulicher Daten über die Vergabe öffentlicher 
Aufträge und Verurteilungen in einem maschinenlesbaren Format die Verhütung und 
Aufdeckung möglicher Korruptionsfälle erheblich fördern könnte; vertritt daher die 
Auffassung, dass alle öffentlichen Aufträge, bei denen öffentliche Mittel vergeben 
werden, auf einer eigens eingerichteten, öffentlich zugänglichen Website in einem 
offenen und standardisierten Format veröffentlicht werden sollten, wobei möglichst 
wenig unkenntlich gemacht werden sollte, um eine Analyse zu ermöglichen und 
dadurch Transparenz und Kontrolle der öffentlichen Ausgaben sicherzustellen;

9. stellt fest, dass viele Regierungen Soforthilfe und zusätzliche Mittel aus dem Fonds für 
die innere Sicherheit (ISF) für die Grenzüberwachung erhalten haben; bedauert die 
mangelnde Transparenz der Kommission und der Mitgliedstaaten gegenüber dem 
Europäischen Parlament; verurteilt insbesondere die Weigerung der kroatischen 
Regierung, dem Europäischen Parlament wichtige Dokumente über zusätzliche 
Finanzmittel, die Kroatien für die Grenzüberwachung gewährt wurden, zur Verfügung zu 
stellen; betont, dass diese Weigerung das Parlament daran hindert, seine Kontrollfunktion 
auszuüben;

10. begrüßt die entscheidende Rolle der Organisationen der Zivilgesellschaft bei der 
Korruptionsbekämpfung; betont, dass der Erfolg von Notfallmaßnahmen in hohem 
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Maße von der aktiven Beteiligung aller Akteure der Gesellschaft abhängt; ist der 
Ansicht, dass die derzeitige COVID-19-Krise gezeigt hat, wie wichtig es ist, ein solides 
System der Bürgerbeteiligung an der öffentlichen Beschlussfassung aufrechtzuerhalten; 
weist darauf hin, dass der Schutz von Hinweisgebern, die einen Korruptionsverdacht 
melden, besonders wichtig ist; zeigt sich angesichts der Umsetzungsfrist bis zum 
17. Dezember 2021 besorgt über die jüngsten Berichte des Whistleblowing International 
Network (WIN) und von Transparency International, aus denen hervorgeht, dass 
14 Mitgliedstaaten mit der Umsetzung der EU-Richtlinie über den Schutz von 
Hinweisgebern entweder noch nicht begonnen haben oder nur minimale Fortschritte 
erzielt haben; bedauert, dass mehrere Mitgliedstaaten während der COVID-19-Krise 
Notfallgesetze angenommen haben, mit denen die Aktivitäten der Zivilgesellschaft 
durch restriktive Maßnahmen eingeschränkt wurden; fordert die Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, umfassende Krisenmanagementpläne zu entwickeln, um sich auf 
künftige ähnliche Situationen vorzubereiten, und Schutzvorkehrungen für die Rolle der 
Zivilgesellschaft aufzunehmen;

11. betont die wesentliche Rolle der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) im Rahmen 
der EU zur Verhütung und Bekämpfung von Korruption; fordert die verbleibenden nicht 
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf, mit der EUStA zusammenzuarbeiten und sich ihr 
letztendlich anzuschließen; betont, dass die Mitgliedstaaten von wertvollen 
Fachkenntnissen profitieren können, indem sie aktiv mit der EUStA zusammenarbeiten; 
weist darauf hin, dass für das ordnungsgemäße Funktionieren der EUStA angemessene 
personelle und finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden müssen;

12. nimmt die derzeitige Rolle von künstlicher Intelligenz und Massendaten und das 
künftige Potenzial ihrer Nutzung bei der Bekämpfung von Korruption und dem 
Missbrauch öffentlicher Mittel zur Kenntnis; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, die verfügbaren Instrumente wie das Früherkennungs- und 
Ausschlusssystem (EDES), Arachne und das Berichterstattungssystem für 
Unregelmäßigkeiten (Irregularity Management System (IMS)) in vollem Umfang zu 
nutzen, um problematische Wirtschaftsteilnehmer und die mit ihnen in direkter oder 
indirekter Verbindung stehenden natürlichen Personen zu ermitteln; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, untereinander und mit der Kommission Informationen 
auszutauschen und enger zusammenzuarbeiten, um die Datenerhebung zu verbessern 
und die Wirksamkeit der Kontrollen zu erhöhen; bedauert, dass das Europäische Amt 
für Betrugsbekämpfung (OLAF) keinen vollständigen Zugang zum 
Risikobewertungsinstrument Arachne hat; fordert die Kommission erneut auf, die 
Nutzung von Arachne für die EU-Finanzierung verbindlich vorzuschreiben; weist 
darauf hin, dass alle öffentlich zugänglichen Informationen und Daten leicht zugänglich 
sein sollten; betont, dass Informationen und Daten gemäß den für Datenschutz und das 
Recht auf Privatsphäre geltenden Normen verarbeitet werden müssen; betont, dass die 
Strafverfolgungsbehörden Straftätern voraus sein müssen, die zunehmend neue 
Technologien einsetzen und jede Gelegenheit nutzen, um ihre rechtswidrigen 
Tätigkeiten online oder offline auszuweiten;

13. weist darauf hin, dass die Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) im 
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie mehrere Empfehlungen zur Verwendung 
öffentlicher Gelder in Krisensituationen herausgegeben hat, und stellt fest, dass die 
GRECO in ihrem 21. allgemeinen Tätigkeitsbericht erklärt, dass die Regierungen die 
Korruptionsrisiken, die sich aufgrund der Notwendigkeit ergeben haben, 



PE695.295v02-00 24/28 RR\1243131DE.docx

DE

außerordentliche Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie zu ergreifen, 
konsequent handhaben sollten; fordert die Mitgliedstaaten auf, allen Empfehlungen und 
Leitlinien der GRECO Folge zu leisten, und begrüßt die Möglichkeit, dass die EU der 
GRECO als Vollmitglied beitritt;

14. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, nationale und europäische Organe, 
rechtliche Verfahren und Praktiken gegen verschiedene Formen der Korruption zu 
überprüfen und gegebenenfalls zu stärken; hält eine engere Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen Organen der Union, insbesondere der EUStA, von Eurojust, Europol 
und dem OLAF, im Rahmen ihrer jeweiligen Mandate bei der Durchführung 
strafrechtlicher Ermittlungen und der strafrechtlichen Verfolgung von Korruption für 
dringend erforderlich; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, wie wichtig ein 
wirksamer Informationsfluss und eine verbesserte Kommunikation zwischen den 
verschiedenen einschlägigen nationalen Behörden sowie zwischen den Organen der 
Union sind; fordert eine engere Zusammenarbeit zwischen der EU, ihren 
Mitgliedstaaten, zwischenstaatlichen Organisationen, insbesondere den Vereinten 
Nationen, und nichtstaatlichen Organisationen bei der Bekämpfung von Korruption.
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